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43. Gesetz: Gebrauchsabgabegesetz 1966; Änderung. 

43. 

Gesetz vom 2 7. April 1990, mit dem das 
Gebrauchsabgabegesetz 1966 geändert wird 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gebrauchsabgabegesetz 1966, LGBl. für 
Wien Nr. 20, in der Fassung der Gesetze LGBl. für 
Wien Nr. 25/1967, 25/1968, 12/1973, 12/1976, 
32/1980, 13/1982, 26/1986, 41/1987 und 10/1988 
wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 hat zu lauten: 

„(3) Die Gebrauchserlaubnis kann einer physi­
schen Person, einer juristischen Person, einer 
Mehrheit solcher Personen, einer Erwerbsgesell­
schaft des bürgerlichen Rechtes oder einer Perso­
nengesellschaft nach Handelsrecht erteilt werden, 
für einen in der Tarifpost C 6 umschriebenen 
Gebrauch aber höchstens für 700 Standorte. In den 
Fällen des § 3 Abs. 1 darf die Gebrauchserlaubnis 
nur dem Eigentümer der Baulichkeit erteilt 
werden." 

2. Im § 4 sind die bisherigen Abs. 2 bis 4 als Abs. 3 
bis 5 zu bezeichnen. Der neue Abs. 2 hat zu lauten: 

„(2) Eine Gebrauchserlaubnis nach der Tarifpost 
C 5 kann der Magistrat außerdem widerrufen, wenn 
sie in einem Kalenderjahr nicht mindestens an 
sechzig Tagen betrieblich genutzt worden ist. Mit 
dem Widerruf, der bis zum Ende des diesem 
Kalenderjahr folgenden Jahres auszusprechen ist, 
erlischt die Gebrauchserlaubnis." 

3. Dem § 4 wird folgender Abs. 6 angefügt: 

„( 6) Weiters erlischt die Gebrauchserlaubnis, 
wenn die Abgabe nicht spätestens sechs Monate 
nach Fälligkeit bzw. nach Ablauf eines bewilligten 
Zahlungsaufschubes bzw. nach Ablauf einer für die 
Entrichtung der Abgabe gemäß §§ 160 Abs. 3 und 
160 a Abs. 5 der Wiener Abgabenordnung - WAO, 
eingeräumten Nachfrist entrichtet wird." 

4. § 10 Abs. 1 hat zu lauten: 

„(1) Die Gebrauchsabgabe wird in zwei Formen 
erhoben: 
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a) als bescheidmäßig festzusetzende Abgabe. Zu 
dieser gehören die einmaligen Geldleistungen 
(einmalige Abgabe) und die jährlich wieder­
kehrenden Geldleistungen Qahresabgabe); 

b) als Selbstbemessungsabgabe in Hundertsätzen 
von allen Einnahmen, die im Zusammenhang 
mit der Gebrauchserlaubnis erzielt werden, 
unter Ausschluß der Umsatzsteuer, die nisht 
zur Bemessungsgrundlage gehört, bzw. als 
Selbstbemessungsabgabe nach einem festen 
Tarif." 

5. § 11 samt Überschrift hat zu lauten: 

„Festsetzung und Fälligkeit der einmaligen Abgabe 
und der Jahresabgabe 

§ 11. ( 1) Die Abgabe im Sinne des § 10 Abs. 1 
lit. a ist in dem die Gebrauchserlaubnis erteilenden 
Bescheid oder durch gesonderten Abgabenbescheid 
festzusetzen. 

(2) Die einmalige Abgabe ist mit Ablauf eines 
Monats nach Bekanntgabe des Abgabenbescheides 
fällig. 

(3) Die Jahresabgabe ist für jedes begonnene 
Abgabenjahr zu entrichten; Abgabenjahr ist das 
Kalenderjahr. Für das begonnene Abgabenjahr, für 
das die Gebrauchserlaubnis erteilt wurde, wird die 
Abgabe mit Ablauf eines Monats nach Bekanntgabe 
des die Gebrauchserlaubnis erteilenden Bescheides 
bzw. des gesonderten Abgabenbescheides fällig; für 
jedes spätere Abgabenjahr ist die Abgabe jeweils bis 
31. Jänner im vorhinein zu entrichten. Wird die 
Gebrauchserlaubnis befristet erteilt oder nachträg­
lich befristet, so ist die Abgabe für den gesamten 
Erlaubniszeitraum bzw. der noch nicht entrichtete 
Teil der Abgabe nach Ablauf eines Monats nach 
Bekanntgabe des die befristete Gebrauchserlaubnis 
erteilenden Bescheides oder des gesonderten 
Abgabenbescheides bzw. nach Ablauf eines Monats 
nach Bekanntgabe des nachträglichen Befristungs­
bescheides zu entrichten." 

6. § 12 samt Überschrift hat zu lauten: 

„Erklärung und Entrichtung der Selbstbemessungs­
abgabe 

§ 12. (1) Die Selbstbemessungsabgabe im Sinne 
des § 10 Abs. 1 lit. b mit Ausnahme der nach der 
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